
 

 

 

 

 
Niederschrift über die Sitzung des Marktgemeinderates 

 

 

Tag und Ort der Sitzung: 20. Oktober 2020, Mehrzweckhaus Tüschnitz 

 

Öffentliche Tagesordnung 

 

1. Informationen 

1.1 Informationen des Ersten Bürgermeisters 

Bekanntgabe der Beschlüsse aus der nichtöffentlichen Sitzung vom 22.09.2020 

1.2 Informationen des Ersten Bürgermeister 

Mobilitätskonzept des Landkreises Kronach 

Gesprächstermin in der MOB-Zentrale 

1.3 Informationen des Ersten Bürgermeisters 

Dorferneuerung Oberlangenstadt; Bericht über die erste Vorstandssitzung 

2. Schulwesen - Einführung des Kombimodells an der Grundschule Küps ab dem Schul-

jahr 2021/2022 

3. Umsatzsteuerpflicht der öffentlichen Hand; 

Widerruf der Optionserklärung und Anwendung des § 2b UStG ab 01.01.2021 

4. Ortsrecht - Erlass einer Satzung über Aufwendungs- und Kostenersätze für Einsätze 

und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren im Markt Küps (Feuerwehr-

Kostensatzung) 

 

Öffentliche Sitzung  

 

1. Informationen 

 

1.1 Informationen des Ersten Bürgermeisters - Bekanntgabe der Beschlüsse aus der 

nichtöffentlichen Sitzung vom 22.09.2020 

 

Sachverhalt: 

Gemäß Art. 52 Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit § 21 Abs. 3 der Ge-

schäftsordnung für den Marktgemeinderat Küps sind die in nichtöffentlichen Sitzungen 

gefassten Beschlüsse bekanntzugeben, sobald die Gründe für ihre Geheimhaltung weg-

gefallen sind. 

Erster Bürgermeister Bernd Rebhan fasste die entsprechenden nichtöffentlichen Beschlüsse 

aus der Sitzung vom 22.09.2020 zusammen und gab diese bekannt. 

 

TOP 11nö 

Das Gremium vergab den Auftrag zur Aufstellung eines kommunalen Fassadenprogramms 

für Küps an das Büro für Städtebau und Bauleitplanung, Bamberg (Auftragssumme ca. 

14.500 €). Der Auftrag zum Umbau des Ortsbaumanagements wurde zunächst für ein Jahr 

an das Büro Planwerk Städteentwicklung, Nürnberg vergeben (Auftragssumme ca. 

45.000 €). 

 

TOP 15nö 

Im Rahmen der Küpser Entwicklungskonzepte (Workshops „Verkehr & Energie“) erörterte 

das Gremium die Vorteile eines Standortkonzeptes für Photovoltaikanlagen im Markt Küps. 
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Nun beschloss das Gremium die Erarbeitung eines Strategiepapiers in Form eines Standort-

konzepts für PV-Anlagen im Gemeindegebiet. Den Auftrag erhielt das Büro Team4 aus 

Nürnberg mit einer Auftragssumme von rund 6.700 €. Das Ergebnis der Standortanalyse ist 

dem Gremium nach Fertigstellung vorzustellen.  

 

1.2 Informationen des Ersten Bürgermeister - Mobilitätskonzept des Landkreises Kro-

nach Gesprächstermin in der MOB-Zentrale 

 

Sachverhalt: 

Der Erste Bürgermeister informierte über ein Gespräch in der Mobilitätszentrale am Bahnhof 

Kronach mit den für das ÖPNV-Mobilitätskonzept des Landkreises Kronach verantwortli-

chen Mitarbeiterinnen Gabriele Riedel und Barbara Meyer. Bernd Rebhan informierte sich 

im Rahmen dieses Gespräches über die Einführungsphase, den aktuellen Stand des Mobili-

tätskonzepts sowie vorgesehene Entwicklungen. 

 

Er freue sich, dass die kleineren Schwierigkeiten während der Startphase überwunden 

werden konnten, so Bernd Rebhan. Inzwischen funktioniert das Mobilitätskonzept im Land-

kreis Kronach gut und verbessert auch die Mobilität der Bürgerschaft im Markt Küps.  

 

Im Rahmen des Gespräches wurden auch einige ‚Küpser Themen‘ besprochen. So wer-

den u.a. die Routenführung für Oberlangenstadt, die Standorte der Haltestellen und die 

Kapazitäten in den Bussen noch einmal betrachtet. Anpassungen der Linien werden laut 

MOB-Zentrale vermutlich nach den Herbstferien erfolgen. 

 

Abschließend dankte Erster Bürgermeister Bernd Rebhan den Mitarbeitern der Mobilitäts-

zentrale für die intensive, gute und stets vertrauensvolle Zusammenarbeit. 

 

 

1.3 Informationen des Ersten Bürgermeisters - Dorferneuerung Oberlangenstadt;  

Bericht über die erste Vorstandssitzung 

 

Sachverhalt: 

Der Erste Bürgermeister freute sich über die erste Sitzung der Vorstandschaft zur Dorferneu-

erung Oberlangenstadt berichten zu können. Diese fand am 24.09.2020 im Feuerwehrhaus 

Oberlangestadt statt.  

 

Im Rahmen der konstituierenden Sitzung wurden Erläuterungen zur Teilnehmergemein-

schaft, zur Aufgabenverteilung im Vorstand und zur Entschädigung der Vorstandsmitglie-

der gegeben.  

 

Der Vorstand bestellte zum örtlichen Beauftragten das Vorstandsmitglied Wolfgang 

Neumann.  Zum Wegebaumeister wurde Markus Suhm ernannt. Stellvertreter des Wege-

baumeisters ist Ralf Strehmel. Das Amt des Pflanzmeisters übernahm Uwe Hofmann. 

 

Im Rahmen der Sitzung wurden auch erste Projekte zur Umsetzung priorisiert. Dies waren im 

Einzelnen: 

 

• Die gestalterische Aufwertung der Straßenbereiche im Ortsbereich Alt-

Hummenberg 

• Der ökologische Ausbau des Mühlbaches mit Umgriff und historischer Mühlbach-

brücke 

• Die Erstellung einer Ortschronik für Oberlangenstadt mit Hummenberg und Nagel in 

Verbindung mit einer Aufarbeitung des Schloßarchivs Nagel 
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• Mittelfristig: Die Erstellung eines Nahwärmekonzepts für den Altortbereich Oberlan-

genstadt 

 

Als nächster Schritt werden die Ausschreibungen der Planungsleistungen für die priorisier-

ten Projekte angegangen. Hierzu findet ein Abstimmungstermin am 27.10.2020 im Rathaus 

Küps mit dem Fördermittelgeber statt. Im Anschluss werden die Planungsleistungen ausge-

schrieben.  

 

Der Erste Bürgermeister freute sich, dass nach der coronabedingten langen Wartezeit nun 

auch im Rahmen der Dorferneuerung Oberlangenstadt erste Projekte in die Umsetzung 

gehen können. Dies sei ein wichtiger und guter Schritt für Oberlangenstadt, welcher ohne 

die 90%ige Förderung des Amtes für Ländliche Entwicklung Oberfranken nicht möglich 

wäre. Dafür dankte er an dieser Stelle den Verantwortlichen in Bamberg.  

 

Ohne Beschlussfassung 

 

2. Schulwesen - Einführung des Kombimodells an der Grundschule Küps ab dem 

Schuljahr 2021/2022 

 

Sachverhalt: 

Der Freistaat Bayern hat mit dem Kombimodell oder der sog. „Kooperativen Ganztages-

betreuung“ die Weichen für eine umfassende und qualitativ hochwertige Ganztagsbe-

treuung an bayerischen Schulen gestellt, so Erster Bürgermeister Bernd Rebhan. Mit dem 

Modellversuch der ‚Kooperativen Ganztagsbildung‘ werden die Angebote von Schule 

und Hort miteinander vernetzt und den Wünschen der Eltern Rechnung getragen. Insge-

samt wurden in den bayerischen Ballungszentren zehn Schulen für ein Pilotprojekt ausge-

wählt. 

 

Viele Eltern wünschen sich eine Betreuung nach dem Unterricht und in den Schulferien - 

und das auf hohem pädagogischem Niveau. Bei den Ganztagsklassen vermissen die El-

tern bislang vor allem eine Ferienbetreuung und eine Betreuung am Freitagnachmittag. 

Die Kooperative Ganztagsbildung gibt den Eltern die Garantie, dass ihr Kind einen Platz 

erhält. Wie lange das Kind nach dem Unterricht betreut werden soll, kann ganz individuell 

von den Eltern gewählt werden. Die Kooperative Ganztagsbildung vereint die Vorteile al-

ler bisherigen Betreuungsangebote für Grundschulkinder: Die pädagogische Qualität der 

Horte mit der zeitlichen Flexibilität der Mittagsbetreuungen. Dabei setzen die Schulen die 

Kooperative Ganztagsbildung mit einem Kooperationspartner um. Ganztagskooperati-

onspartner und Schule bilden eine gemeinsame Bildungs- und Erziehungspartnerschaft. 

Wichtiges Element des Modells ist es, dass sich die Schule nicht mehr mit unterschiedlichen 

Ganztagsträgern abstimmen muss, sondern mit einem Partner, der das ganze Ange-

botsspektrum abbildet, den Ganztag partnerschaftlich umsetzt. Schulleitung und Lehrkräf-

tekollegium steht damit ein Ansprechpartner zur Verfügung, mit dem eine intensive Zu-

sammenarbeit aufgebaut werden kann. 

 

Der Freistaat Bayern hat ab dem kommenden Schuljahr das Pilotmodell ausgeweitet und 

möchte es an 13 weiteren Standorten in Bayern etablieren. Der Markt Küps sieht dieses 

Projekt als ideale Ergänzung zu den bisher an der Grundschule Küps installierten Ganzta-

gesstrukturen und hat sich deshalb für dieses Projekt „Kooperative Ganztagesbildung / 

Kombimodell“ beworben. Das Projekt der Bay. Staatsregierung sieht vor, dass an einer 

Schule nur noch ein Kooperationspartner für alle Betreuungsangebote agiert. Dafür hat 

der Marktgemeinderat Küps bereits in seiner Sitzung vom 19.11.2019 unter TOP 4nö die 

Weichen gestellt. Alleiniger Träger aller Schul- und Jugendbetreuungsangebote ist seit die-

sem Schuljahr der Caritasverband für den Landkreis Kronach sein. Mit diesem Partner soll 

auch das Kombimodell abgebildet werden.  
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Mit Schreiben vom 09.04.2020 teilte das Bay. Staatsministerium für Familie, Arbeit und Sozia-

les mit, dass dem Antrag des Marktes Küps stattgegeben und dem vorzeitigen Maßnah-

menbeginn zugestimmt wird. 

 

Die Förderkonditionen für den sukzessiven Einstieg in das Kombimodell beginnend mit den 

Eingangsklassen (1.+2. Jahrgangsstufe) werden in einer noch abzuschließenden Koopera-

tionsvereinbarung geregelt. Die staatliche Förderung erfolgt im Sinne des BayKiBiG (Bay. 

Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz). Dabei werden Pauschalierungen der Buchungszei-

ten angenommen.  Das Schulbetreuungs-Projekt wurde den Fraktionen im Marktgemein-

derat Küps am 08.10.2020 im Rahmen eines interfraktionellen Gespräches vorgestellt. 

 

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßte der Erste Bürgermeister die Geschäftsführerin des 

Caritasverbandes Kronach e.V., Frau Cornelia Thron, die dem Gremium das Projekt im Ein-

zelnen vorstellte. Thron erläuterte das Grundkonzept für das sog. „Kombimodell“ an der 

Küpser Schule. Maßgeblich sei, dass sich die Betreuungsstruktur an der Grundschule quali-

tativ verändern werde. Während die bisher installierte, kostenfreie oGTS hauptsächlich da-

rauf abstelle, die Schulkinder nach der Schule zu beaufsichtigen, sei das Kombimodell als 

Bildungseinrichtung zu sehen. Kombimodell deshalb, so Thron, weil erstmals Betreuungs-

formen aus dem BayKiBiG mit der Schule und der Jugendhilfe verknüpft werden. Damit 

würde auch dem Rechtsanspruch aus dem Koalitionsvertrag Rechnung getragen, wo-

nach neben den Krippen- und Kindergartenkindern nun auch Schulkinder einen gesetzli-

chen Anspruch auf einen Betreuungsplatz haben sollen. Das Modell erhöhe deutlich die 

Flexibilität der Eltern und stelle eine Betreuung der Kinder an fünf Tagen bis max. 18.00 Uhr 

sicher. Besonders sei das Netzwerk Caritas an der Küpser Schule hervorzuheben, so Thron. 

Neben der Jugendsozialarbeit und dem Jugendtreff Kiwi übernimmt der Caritasverband 

damit eine weitere Säule in der Kinder- und Jugendbetreuung im Markt Küps. Der Mehr-

wert für die Eltern liege dabei insbesondere in der angesprochenen Flexibilität der Betreu-

ungszeiten, der Qualitätssteigerung der Betreuung zur Bildungseinrichtung nach dem 

BayKiBiG und den Einsatz von 100% Fachkräften – wünschenswert wäre die Leitung durch 

eine Sozialpädagogin. Ziel wäre es seitens des Trägers, bereits ab Januar 2021 eine ent-

sprechende Konzeption für das Küpser Kombimodell auszuarbeiten und diese in Zusam-

menarbeit mit der Schulleitung den Eltern vorzustellen.  

 

MGR Christina Härtlein zeigte sich begeistert. Es sei ein Glücksfall, dass Küps mit dem Kom-

bimodell als Vorreiter im Landkreis Kronach neben dem offenen Jugendtreff seine Famili-

enfreundlichkeit weiter ausbauen könne. Sie sah vor allem in der pädagogischen Quali-

tätssteigerung und der Flexibilität der Eltern einen deutlichen Vorteil. Sie bezeichnete das 

Kombimodell als den letzten, noch fehlenden Mosaikstein in der Betreuungsstruktur des 

Marktes Küps. 

 

Auch MGR Dr. Ralf Pohl und MGR Heiko Meusel begrüßten die Installation des neuen Be-

treuungsmodells. Es biete den Familien mehr Flexibilität bei der Betreuung der Kinder und 

ihrer täglichen Familienplanung.   

 

Jetzt müsse das Projekt mit Hilfe aller Beteiligten mit Leben erfüllt werden, so der Erste Bür-

germeister.  Er dankte ausdrücklich MdL Jürgen Baumgärtner für seinen Einsatz bei der Un-

terstützung der Interessensbekundung des Marktes Küps sowie Nora van de Sand vom 

Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales für die Möglichkeit, das 

Kombimodell in Küps zu installieren und zu etablieren.  

 

Finanzielle Auswirkungen 

Personalkosten nach BayKiBiG: 
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Komplementärfinanzierung Freistaat BY + Kommune  

Finanzierungsbeispiel anhand Schülerzahlen 2020: Basiswert Buchungszeit (5-6 Std.) nach 

BayKiBiG: 2.191,72 € * ½ = 1.095 €, bei derzeit 33 Kindern a 1.095 € = ca. 36.000 € 

Kosten auf 40% der Gesamtkosten des Trägers gedeckelt 

 

bisheriger Mitfinanzierungsanteil an der oGTS entfällt:  

5.500 €/Gruppe, bei derzeit 6 Gruppen: 33.000 € 

 

Beschluss: 

Das Gremium begrüßt die Installation des Kombimodells an der Grundschule Küps. Die 

Verwaltung wird beauftragt eine Kooperationsvereinbarung abzuschließen. Die Finanzie-

rung erfolgt über die Plattform des BayKiBiG. Entsprechende Haushaltsmittel sind vorzuse-

hen.  

 

Abstimmungsergebnis: 20 : 0 

 

3. Umsatzsteuerpflicht der öffentlichen Hand; 

Widerruf der Optionserklärung und Anwendung des § 2b UStG ab 01.01.2021 

 

Sachverhalt: 

Mit Beschluss vom 18.10.2016, TOP 98, wurde die gesetzliche Möglichkeit in Anspruch ge-

nommen, das „alte“ Umsatzsteuerrecht nach § 2 Abs. 3 UStG anzuwenden, wodurch die 

„neue“ Umsatzsteuerpflicht nach § 2b UStG für die Gemeinde bis zum 31.12.2020 ausge-

setzt wurde. Dem hat das Finanzamt Coburg mit Bescheid vom 16.02.2017 zugestimmt. 

 

Im Rahmen des Corona-Steuerhilfegesetzes hat der Gesetzgeber in § 27 Absatz 22a UStG 

eine Verlängerung dieses Optionszeitraums bis zum 1. Januar 2023 beschlossen. Für juristi-

sche Personen des öffentlichen Rechts, die eine Optionserklärung abgegeben und nicht 

widerrufen haben, gilt somit die Neuregelung in § 2b UStG automatisch erst ab dem 1. 

Januar 2023. Für den Markt Küps gilt diese neue Regelung. 

 

Erster Bürgermeister Bernd Rebhan erklärte, dass die Vorarbeiten für den Umstieg auf das 

neue Umsatzsteuerrecht zum 01.01.2021 bereits weit vorangeschritten sind. So z.B. wurden 

insbesondere die Einnahmen des Marktes Küps zusammen mit dem Bayer. Kommunalen 

Prüfungsverband auf die evtl. Umsatzsteuerpflicht überprüft und eine umfangreiche Liste 

zur Anwendung des neuen Rechts erstellt. Zusammengefasst kann dazu mitgeteilt werden, 

dass sich die Einnahmen, die künftig der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, verhältnismäßig 

gering sind. Daraus folgt, dass auch der Vorsteuerabzug nur begrenzt möglich und fast zu 

vernachlässigen ist. Außerdem bietet das Umsatzsteuerrecht einen umfangreichen Kata-

log von Befreiungsgründen. Es gibt jedoch noch einzelne Problempunkte, die noch nicht 

endgültig geklärt sind, womit aber in Kürze zu rechnen ist. Ein Beispiel sind die Vermes-

sungskosten, die vom Markt Küps verrechnet werden. Hierzu gab es erst mit Schreiben des 

Bayer. Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat, vom 22.07.2020, eine klare Rege-

lung zur Anwendung des § 2b Umsatzsteuergesetz. 

 

Aufgrund der vorgenannten Ausführung schlug Bürgermeister Bernd Rebhan vor, den Um-

stieg auf das neue Umsatzsteuerrecht wie vorgesehen zum 01.01.2021 durchzuführen und 

die Optionserklärung zu widerrufen. In einer weiteren Beschlussfassung müssen dann die 

betreffenden Einnahmen dahingehend angepasst werden, ob die bisherigen Beträge in-

clusive oder zusätzlich der gesetzlichen Umsatzsteuer sind. Eine entsprechende Beschluss-

vorlage folgt in der nächsten Sitzung des Marktgemeinderates. 

 

MGR Dr. Ralf Pohl befürchtete, viele Leistungen der Gemeinde würden der Bürgerschaft 

aufgrund des Umsatzsteueraufschlages teurer kommen als bisher. Insbesondere müsse 
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seiner Meinung nach über die Umsatzsteuerpflicht bei der Vermietung gemeindlicher 

Räume und die Verwaltungskostenumlage an den Abwasserverband nachgedacht wer-

den. Die Entscheidung könne im schlimmsten Fall, so Dr. Pohl, in einer Erhöhung der Beiträ-

ge enden. Er sah deshalb noch deutlichen Klärungsbedarf. Man solle deshalb die gesetz-

liche Übergangsfrist abwarten und erst zum gesetzlich vorgegeben Zeitpunkt die Umsatz-

steuerpflicht angehen. 

 

MGRin Ursula Eberle-Berlips bezeichnete das Vorgehen der Verwaltung als richtig. Die Um-

satzsteuerpflicht betreffe ohnehin nur einige wenige Posten – für die Bürger ändere sich 

praktisch nichts, so Eberle-Berlips. Man solle jetzt das vorhandene Know-how des Kämme-

rers nutzen und dem Beschlussvorschlag zustimmen.  

 

Beschluss: 

Die aufgrund des Marktgemeinderatsbeschlusses vom 18.10.2016, TOP 98, gegenüber 

dem Finanzamt Coburg abgegebene Optionserklärung zur Anwendung des § 2 Abs. 3 

UStG in der zum 31.12.2015 geltenden Fassung, wird zum 01.01.2021 widerrufen. 

 

Abstimmungsergebnis: 15 : 5 

 

4. Ortsrecht - Erlass einer Satzung über Aufwendungs- und Kostenersätze für Einsätze 

und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren im Markt Küps (Feuerwehr-

Kostensatzung)  
 

Sachverhalt: 

In seiner Sitzung am 27.03.2007 hat der Marktgemeinderat Küps unter TOP 24 erstmals die 

Abrechnung von Feuerwehrdienstleistungen im Markt Küps geregelt. Hierfür wurde die 

‚Satzung über den Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen 

gemeindlicher Feuerwehren im Markt Küps (sog. Feuerwehr-Kostensatzung)‘ beschlossen 

und erlassen. Grundlage hierfür war die Mustersatzung des Bay. Gemeindetages und des 

Landesfeuerwehrverbandes mit dem Ansatz der entsprechenden Kostendurchschnittssät-

ze für Fahrzeuge, Gerätschaften und Personal aus dem Jahr 2007. 

 

Im Jahr 2013 haben der Bayerische Gemeindetag, der Bayerische Städtetag, der Landes-

Feuerwehr Verband Bayern e.V. und der Bayerische Kommunale Prüfungsverband ein 

überarbeitetes Muster der Feuerwehrkostensatzung und eines Pauschalsätze-

Verzeichnisses mit Berechnungsbögen veröffentlicht. Die derzeitigen Pauschalsätze des 

Marktes Küps entsprechen jedoch weiterhin den Kostendurchschnittssätzen aus dem Jahr 

2007 – eine Anpassung erfolgte bislang nicht. 

 

Vor dem Hintergrund der Veröffentlichung eines neuen amtlichen Musters für die Satzung 

über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher 

Feuerwehren in der Bekanntmachung zum Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes 

(VollzBekBayFwG) und angesichts geänderter Fahrzeugtypen und der allgemeinen Kos-

tenentwicklung haben die Feuerwehrverbände nun erneut eine Überarbeitung ihres Sat-

zungsmusters und des Pauschalsätze-Verzeichnisses vorgenommen.  

 

Im Rundschreiben des Bayerischen Gemeindetages Nr. 67/2020 vom 08.09.2020 wird emp-

fohlen, bestehende Satzungen anzupassen oder Satzungen mit den aktuellen Abrech-

nungssätzen neu beschließen zu lassen. 

 

Die Verwaltung schlägt deshalb vor, neben einer veränderten Feuerwehrkostensatzung 

auch die o.g. Anlage zur Feuerwehrsatzung (Pauschalsätze-Verzeichnis) zu ändern.  

 

Zur neuen Satzung ist Folgendes anzumerken:  
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1. Das Muster der Feuerwehr-Kostensatzung entspricht dem amtlichen Muster des Innen-

ministeriums (Anlage 6 der neuen VollzBekBayFwG), das von den kommunalen Dachver-

bänden (BayGT, BayStT) und den Feuerwehrverbänden optimiert wurde.   

 

2. Wie bereits in den Jahren 2007 und 2013 enthält das Muster der Verbände für ein Pau-

schalsätze-Verzeichnis keine Empfehlungen mehr für Arbeitsstundenkosten für den Einsatz 

von Geräten. Die Mitglieder des Arbeitskreises waren sich – wie damals – einig, dass ange-

sichts der kaum überschaubaren Vielfalt eingesetzter Geräte und der nicht feststellbaren 

Einsatzhäufigkeit und -dauer seriöse Berechnungen von entsprechenden Pauschalsätzen 

nicht möglich sind.  

 

Satzung  

über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze  

und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren im Markt Küps 

(Feuerwehr-Kostensatzung 2021) 

 
Der Markt Küps erlässt aufgrund Art. 28 des Bayer. Feuerwehrgesetzes (BayFwG), BayRS III, 

S.630, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Dezember 2002 (GVBl. S. 962) folgende Sat-

zung: 

 

§ 1 

Aufwendungs- und Kostenersatz 

 

(1) Der Markt Küps erhebt im Rahmen von Art. 28 Abs. 1 BayFwG Aufwendungsersatz für 

die in Art. 28 Abs. 2 BayFwG aufgeführten Pflichtleistungen ihrer/seiner Feuerwehren, 

insbesondere für 

 

1. Einsätze, 

2. Sicherheitswachen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG), 

3. Ausrücken nach missbräuchlicher Alarmierung oder Fehlalarmen. 

 

 Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung notwendigen Umfang abgerechnet. Für 

Einsätze und Tätigkeiten, die unmittelbar der Rettung oder Bergung von Menschen 

und Tieren dienen, wird kein Kostenersatz erhoben.  

 

(2) Der Markt Küps erhebt Kostenersatz für die Inanspruchnahme seiner Feuerwehren zu 

folgenden freiwilligen Leistungen (Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFwG): 

 

1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben der Feuerwehren 

gehören, 

 

2. Überlassung von Gerät und Material zum Gebrauch oder Verbrauch. 

 

Die Kostenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Feuerwehr. 

 

(3) Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatzes richtet sich nach den Pauschalsätzen 

gemäß der Anlage zu dieser Satzung. Für den Ersatz von Aufwendungen, die nicht in 

der Anlage enthalten sind, werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für vergleich-

bare Aufwendungen festgelegten Sätze erhoben. Für Materialverbrauch werden die 

Selbstkosten berechnet. 

 

(4) Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von Werkfeuerwehren entstehen (Art. 15 

Abs. 7 Satz 2 BayFwG), sowie wegen überörtlicher Hilfeleistungen nach Art. 17 Abs. 2 
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BayFwG zu erstattenden Aufwendungen werden unabhängig von dieser Satzung gel-

tend gemacht. 

§ 2 

Schuldner 

 

(1) Bei Pflichtleistungen bestimmt sich der Schuldner des Aufwendungsersatzes nach Art. 

28 Abs. 3 BayFwG. 

 

(2) Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldner, wer die Feuerwehr willentlich in Anspruch ge-

nommen hat. 

 

(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 3 

Fälligkeit 

 

Aufwendungs- und Kostenersatz werden mit Eintritt der Bestandskraft des Bescheids zur 

Zahlung fällig. 

 

§ 4 

In-Kraft-Treten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Die bisherige Feuerwehr-Kostensatzung des Mark-

tes Küps vom 04.05.2007 tritt damit außer Kraft. 

 

 

Küps, den xx.xx.xxxx       Bernd Rebhan 

         Erster Bürgermeister 

 

Anlage  
zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen ge-

meindlicher Feuerwehren im Markt Küps (Feuerwehr-Kostensatzung 2021) 

 

Verzeichnis der Pauschalsätze 
 

Aufwendungsersatz und Kostenersatz im Sinne des §1 dieser Satzung setzen sich aus den 

jeweiligen Sachkosten (Nummern 1 und 2) und den Personalkosten (Nummer 3) zusam-

men. 

 

1. Streckenkosten 
Die Streckenkosten betragen für jeden angefangenen 

Kilometer Wegstrecke für 

bei einer  

Nutzungs-

dauer von 

bei einer durch-

schnittlichen jährl. 

Fahrleistung von 

1.000 km und einer 

Eigenbeteiligung der 

Gemeinde von 10% 

einen Mannschaftstransportwagen MTW 15 Jahren  3,94 € 

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 15 Jahren  4,75 € 

einen Einsatzleitwagen ELW 15 Jahren  6,18 €  

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF (mit TS PFPN 10-1000) 20 Jahren  2,72 € 

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W (mit TS PFPN 10-1000) 20 Jahren  4,14 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 (LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. 

StLF 10/6 bzw. MLF) 

25 Jahren  7,16 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 25 Jahren  7,36 € 

  2 
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ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 25 Jahren  5,74 € 

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 (LF 16/12) 25 Jahren  7,91 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 (TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-

Tr) 

25 Jahren  6,09 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 25 Jahren  6,53 € 

einen Rüstwagen RW (RW-2) 25 Jahren  7,75 € 

einen Abrollbehälter Gefahrgut (AB-Umweltschutz) 25 Jahren  - 

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 25 Jahren 10,30 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 25 Jahren  4,40 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 25 Jahren  7,37 € 

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 25 Jahren  6,11 € 

 

 

2. Ausrückestundenkosten 

 

Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und Ausrüstung abzugelten, 

die zwar zu Fahrzeugen gehören, deren Kosten aber nicht durch die zurückgelegte 

Wegstrecke beeinflusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten 

die halben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten erhoben. 

 

Die Ausrückestundenkosten betragen - bei jährlich 80 Ausrückestunden und einer Eigen-

beteiligung der Gemeinde von 10% - berechnet vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem 

Feuerwehrgerätehaus/Feuerwache bis zum Zeitpunkt des Wiedereinrückens je Stunde für 

 
einen Mannschaftstransportwagen MTW 40,82 € 

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 49,01 € 

einen Einsatzleitwagen ELW 118,41 € 

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF (mit TS PFPN 10-1000) 69,10 € 

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W (mit TS PFPN 10-1000) 84,45 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 (LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. 

MLF) 

139,36 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 146,36 € 

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 164,58 € 

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 (LF 16/12) 184,02 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 (TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 137,39 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 111,05 € 

einen Rüstwagen RW (RW-2) 151,65 € 

einen Abrollbehälter Gefahrgut (AB-Umweltschutz) 228,89 € 

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 232,80 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 48,29 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 102,57 € 

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 102,17 € 

 

 

3. Personalkosten 

 

Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei ist der Zeitraum vom 

Ausrücken aus dem Feuerwehrgerätehaus/der Feuerwache bis zum Wiedereinrücken 

anzusetzen. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übrigen 

die ganzen Stundenkosten erhoben. 

 

3.1 Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende 

 

Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird folgender Stunden-

satz berechnet (Ergebnis einer Auswertung verschiedener Satzungen bayerischer 

Gemeinden):                28,00 € 
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(Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird 

verlangt, da der Gemeinde Kosten auch für diesen Personenkreis entstehen, bei-

spielsweise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 BayFwG), des fortge-

zahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) oder durch Entschädigungen nach Art. 11 

BayFwG. Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung des Auf-

wendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte Personalaufwand ange-

setzt werden.) 

 

3.2 Sicherheitswachen 

 

Für die Abstellung für den Sicherheitswachdienst können gemäß Art. 4 Abs. 2 Satz 1 

BayFwG folgende Kosten verrechnet werden. Je Stunde Wachdienst für 

 

a) Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtechnischer Dienst, die ein Amt 

der Qualifikations-ebene 2 innehaben     16,40 € 

 

b) sonstige Bedienstete       16,40 € 

 

c) ehrenamtliche 

Feuerwehrdienstleistende (siehe § 11 Abs. 5 AVBayFwG)          16,40 € 

 

  

Abweichend von Nummer 3 Satz 2 wird für die Anfahrt und die Rückfahrt insgesamt 

eine weitere Stunde berechnet. 

 

 

 

Beschluss: 

Der Marktgemeinderat Küps erlässt die folgende  

 

Satzung  

über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze  

und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren im Markt Küps 

(Feuerwehr-Kostensatzung 2021) 
 

Der Markt Küps erlässt aufgrund Art. 28 des Bayer. Feuerwehrgesetzes (BayFwG), BayRS III, 

S.630, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Dezember 2002 (GVBl. S. 962) folgende Sat-

zung: 

 

§ 1 

Aufwendungs- und Kostenersatz 

 

(1) Der Markt Küps erhebt im Rahmen von Art. 28 Abs. 1 BayFwG Aufwendungsersatz für 

die in Art. 28 Abs. 2 BayFwG aufgeführten Pflichtleistungen seiner Feuerwehren, insbe-

sondere für 

 

1. Einsätze, 

2. Sicherheitswachen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG), 

3. Ausrücken nach missbräuchlicher Alarmierung oder Fehlalarmen. 

 

 Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung notwendigen Umfang abgerechnet. Für 

Einsätze und Tätigkeiten, die unmittelbar der Rettung oder Bergung von Menschen 

und Tieren dienen, wird kein Kostenersatz erhoben.  
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(2) Der Markt Küps erhebt Kostenersatz für die Inanspruchnahme ihrer Feuerwehren zu 

folgenden freiwilligen Leistungen (Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFwG): 

 

1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben der Feuerwehren 

gehören, 

 

2. Überlassung von Gerät und Material zum Gebrauch oder Verbrauch. 

 

Die Kostenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Feuerwehr. 

 

(3) Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatzes richtet sich nach den Pauschalsätzen 

gemäß der Anlage zu dieser Satzung. Für den Ersatz von Aufwendungen, die nicht in 

der Anlage enthalten sind, werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für vergleich-

bare Aufwendungen festgelegten Sätze erhoben. Für Materialverbrauch werden die 

Selbstkosten berechnet. 

 

(4) Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von Werkfeuerwehren entstehen (Art. 15 

Abs. 7 Satz 2 BayFwG), sowie wegen überörtlicher Hilfeleistungen nach Art. 17 Abs. 2 

BayFwG zu erstattenden Aufwendungen werden unabhängig von dieser Satzung gel-

tend gemacht. 

 

§ 2 

Schuldner 

 

(1) Bei Pflichtleistungen bestimmt sich der Schuldner des Aufwendungsersatzes nach Art. 

28 Abs. 3 BayFwG. 

 

(2) Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldner, wer die Feuerwehr willentlich in Anspruch ge-

nommen hat. 

 

(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 3 

Fälligkeit 

 

Aufwendungs- und Kostenersatz werden mit Eintritt der Bestandskraft des Bescheids zur 

Zahlung fällig. 

 

§ 4 

In-Kraft-Treten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Die bisherige Feuerwehr-Kostensatzung des Mark-

tes Küps vom 04.05.2007 tritt damit außer Kraft. 

 

 

Küps, den xx.xx.xxxx       Bernd Rebhan 

         Erster Bürgermeister 

 

 

Anlage  
zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen ge-

meindlicher Feuerwehren im Markt Küps (Feuerwehr-Kostensatzung 2021) 

 

  2 
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Verzeichnis der Pauschalsätze 
Aufwendungsersatz und Kostenersatz im Sinne des §1 dieser Satzung setzen sich aus den 

jeweiligen Sachkosten (Nummern 1 und 2) und den Personalkosten (Nummer 3) zusam-

men. 

 

1. Streckenkosten 
Die Streckenkosten betragen für jeden angefangenen 

Kilometer Wegstrecke für 

bei einer  

Nutzungs-

dauer von 

bei einer durch-

schnittlichen jährl. 

Fahrleistung von 

1.000 km und einer 

Eigenbeteiligung der 

Gemeinde von 10% 

einen Mannschaftstransportwagen MTW 15 Jahren  3,94 € 

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 15 Jahren  4,75 € 

einen Einsatzleitwagen ELW 15 Jahren  6,18 €  

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF (mit TS PFPN 10-1000) 20 Jahren  2,72 € 

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W (mit TS PFPN 10-

1000) 

20 Jahren  4,14 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 (LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. 

StLF 10/6 bzw. MLF) 

25 Jahren  7,16 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 25 Jahren  7,36 € 

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 25 Jahren  5,74 € 

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 (LF 16/12) 25 Jahren  7,91 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 (TLF 16/25 bzw. TLF 

16/24-Tr) 

25 Jahren  6,09 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 25 Jahren  6,53 € 

einen Rüstwagen RW (RW-2) 25 Jahren  7,75 € 

einen Abrollbehälter Gefahrgut (AB-Umweltschutz) 25 Jahren  - 

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 25 Jahren 10,30 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 25 Jahren  4,40 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 25 Jahren  7,37 € 

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 25 Jahren  6,11 € 

 

 

2. Ausrückestundenkosten 

 

Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und Ausrüstung abzugelten, 

die zwar zu Fahrzeugen gehören, deren Kosten aber nicht durch die zurückgelegte Weg-

strecke beeinflusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die hal-

ben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten erhoben. 

 

Die Ausrückestundenkosten betragen - bei jährlich 80 Ausrückestunden und einer Eigen-

beteiligung der Gemeinde von 10% - berechnet vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem 

Feuerwehrgerätehaus/Feuerwache bis zum Zeitpunkt des Wiedereinrückens je Stunde für 

 
einen Mannschaftstransportwagen MTW 40,82 € 

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 49,01 € 

einen Einsatzleitwagen ELW 118,41 € 

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF (mit TS PFPN 10-1000) 69,10 € 

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W (mit TS PFPN 10-1000) 84,45 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 (LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. MLF) 139,36 € 

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 146,36 € 

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 164,58 € 

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 (LF 16/12) 184,02 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 (TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 137,39 € 

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 111,05 € 
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einen Rüstwagen RW (RW-2) 151,65 € 

einen Abrollbehälter Gefahrgut (AB-Umweltschutz) 228,89 € 

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 232,80 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 48,29 € 

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 102,57 € 

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 102,17 € 

 

 

3. Personalkosten 

 

Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei ist der Zeitraum vom 

Ausrücken aus dem Feuerwehrgerätehaus/der Feuerwache bis zum Wiedereinrücken 

anzusetzen. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übrigen 

die ganzen Stundenkosten erhoben. 

 

3.1 Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende 

 

Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird folgender Stunden-

satz berechnet (Ergebnis einer Auswertung verschiedener Satzungen bayerischer 

Gemeinden):                28,00 € 

 

(Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird 

verlangt, da der Gemeinde Kosten auch für diesen Personenkreis entstehen, bei-

spielsweise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 BayFwG), des fortge-

zahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) oder durch Entschädigungen nach Art. 11 

BayFwG. Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung des Auf-

wendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte Personalaufwand ange-

setzt werden.) 

 

3.2 Sicherheitswachen 

 

Für die Abstellung für den Sicherheitswachdienst können gemäß Art. 4 Abs. 2 Satz 1 

BayFwG folgende Kosten verrechnet werden. Je Stunde Wachdienst für 

 

a) Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtechnischer Dienst, die ein Amt 

der Qualifikations-ebene 2 innehaben      

        16,40 € 

b) sonstige Bedienstete       16,40 € 

 

c) ehrenamtliche 

Feuerwehrdienstleistende (siehe § 11 Abs. 5 AVBayFwG)          16,40 € 

  

Abweichend von Nummer 3 Satz 2 wird für die Anfahrt und die Rückfahrt insgesamt 

eine weitere Stunde berechnet. 
 

Abstimmungsergebnis: 20 : 0 

 

 

 


